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Die BStBK lädt herzlich ein zum 2. Brüsseler Berufsrechtsdialog am 24. Februar 2021 

um 13:30h. Der Dialog steht unter dem Motto „Die Zukunft des Berufsrechts“ und wird ge-

meinsam mit dem DStV im Rahmen der Kooperation German Tax Advisers veranstaltet. 

 

Seitens der Europäischen Kommission hat Herr Martin Frohn, Referatsleiter „Regulierung 

von Berufen“ der Generaldirektion GROW seine Teilnahme zugesagt. Er wird mit BStBK-

Präsident Prof. Dr. Hartmut Schwab im zweiten Panel über die Binnenmarktpolitik im Dienst-

leistungsbereich und die besondere Rolle der Steuerberater*innen während des Corona-

Lockdowns diskutieren. 

 

Im ersten Panel wird MdEP Evelyne Gebhardt mit DStV-Vizepräsident Torsten Lüth über 

die fortschreitende Digitalisierung des Berufs sowie den unbeschränkten Zugang zu EU-

Märkten durch Digitalisierung sprechen. Die Dienstleistungen von Steuerberater*innen wer-

den zunehmend digitaler und gleichzeitig stellt sich die Frage, welche Rolle das nationale 

Berufsrecht in der Zukunft einnehmen kann. 

  

Melden Sie sich hier für unsere Veranstaltung an.   

Wir freuen uns auf Ihre Teilnahme! 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

Einladung zum 2. Brüsseler Berufsrechtsdialog am 24. Februar: 

Die Zukunft des Berufsrechts  

https://docs.google.com/forms/d/e/1FAIpQLSfVnf41ZNhPkDcsB7twr8XSwcV-T-sX7gtgfoy4EnRK_XzWnQ/viewform
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Berufsrecht 

IMCO-Binnenmarktstudie auf Intervention der BStBK korrigiert  
 

Die Bundessteuerberaterkammer hat sich gemeinsam mit dem Deutschen Steuerberater-

verband e.V. unter dem Dach der German Tax Advisers zu einer Studie geäußert, die vom 

Binnenmarktausschuss des Europäischen Parlaments beauftragt wurde. In der Studie geht 

es um den Zustand des EU-Binnenmarkts sowie die „rechtlichen Hindernisse der Mitglied-

staaten für Binnenmarktvorschriften“. Im Mittelpunkt stehen verschiedene einschränkende 

Aspekte des freien Waren- und Dienstleistungsverkehrs, der Niederlassungsfreiheit sowie 

des Verbraucherschutzes.  

Die Studie behandelte u.a. ein Fallbeispiel zu den Niederlassungsanforderungen bei Steu-

erberater*innen in Deutschland, dem teils rechtlich unzutreffende Annahmen zugrunde la-

gen. 

  

Die vorübergehende und die dauerhafte Dienstleistungserbringung waren nicht klar vonei-

nander getrennt, teilweise verwechselt und es entstand der Eindruck, für eine vorüberge-

hende Leistungserbringung nach Deutschland hinein sei eine Niederlassung erforderlich, 

was nicht der Fall ist (vgl. § 3a StBerG).  

 

Auch bezüglich der Niederlassung hatten die Autor*innen ihre Annahmen nicht auf die rich-

tige Rechtsgrundlage gestützt. Es war übersehen worden, dass bei Tätigkeiten, die einem 

bestimmten Beruf vorbehalten sind, das Verbot eines Niederlassungserfordernisses gar 

nicht anwendbar ist (Ausnahme des Art. 17 Abs. 6 zu Art.16 Abs.2 Dienstleistungsrichtlinie). 

Der Europäische Gerichtshof hatte in seinem Urteil X-Steuerberatungsgesellschaft (C- 

342/14, 15. Dezember 2015) die Ausnahme der Steuerberatung in Deutschland von dieser 

Regelung voll bestätigt. 

  

Schließlich wurden auch Aussagen zur Kapitalbindung („alle Gesellschaftsanteile müssen 

von Steuerberatern gehalten werden“) korrigiert und auf Intervention der Bundessteuerbe-

raterkammer die Rücknahme des o.g. Fallbeispiels zugesagt. 

 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/658189/IPOL_STU(2020)658189_EN.pdf
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Brexit: Künftige Erbringung von Rechtsdienstleistungen  

 
Das Handels- und Kooperationsabkommen zwischen dem Vereinigten Königreicht und der 

EU deckt nicht nur den Warenhandel, sondern auch den Dienstleistungsmarkt ab und soll 

nach Jahren der Ungewissheit Klarheit über die zukünftige Erbringung von Rechtsdienst-

leistungen schaffen. Doch ist „Klarheit“ insoweit relativ, als das Abkommen noch viele Fra-

gen offenlässt und nicht jede Detailfrage geklärt ist. 

   

Grundsätzlich gilt, dass eine Vertragspartei im Gebiet der anderen Vertragspartei (d.h. Ver-

einigtes Königreich einerseits, EU andererseits) Rechtsdienstleistungen im Recht des Her-

kunftsstaats sowie im Völkerrecht erbringen kann. Klassische Rechtsdienstleistungen, Me-

diation und Tätigkeiten im Zusammenhang mit Schiedsverfahren sind abgedeckt, während 

die Vertretung vor Gericht und Behörden z.B. nicht enthalten ist. Problematisch ist, dass nur 

der Beruf des Rechtsanwalts im Rahmen der juristischen Dienstleistungen explizit erwähnt 

wird. Was geschieht aber mit den anderen Berufen, die auch juristische Dienstleistungen 

erbringen?  

 

Steuerberatungsdienstleistungen (mit Ausnahme von Rechtsberatung und Rechtsvertre-

tung in Steuerangelegenheiten, die unter Rechtsberatung im Bereich des Völkerrechts und 

des Rechts des Herkunftsstaats fallen) werden unter der Rubrik „Erbringer vertraglicher 

Dienstleistungen oder Freiberufler“ geregelt. Hier gestattet jede Vertragspartei die Erbrin-

gung von Dienstleistungen durch die andere Vertragspartei in ihrem Gebiet, aber unter be-

stimmten Vorbehalten, die je nach Land unterschiedlich sind. Im Fall der Steuerberater*in-

nen in Deutschland wurden keine konkreten Beschränkungen eingeführt. 

 

Trotzdem kann jede Vertragspartei zusätzlich zu den Vorbehalten in diesem Anhang, eine 

Maßnahme einführen oder aufrechterhalten, die sich auf Qualifikationsanforderungen be-

zieht. Hier kommt der sogenannte „Partnerschaftsrat“ ins Spiel. Zusammen mit den jeweili-

gen Berufskammern und Behörden aus beiden Vertragsparteien werden die Bedingungen 

zur Anerkennung einer beruflichen Qualifikation vorgesehen. Der Prozess für die Vereinbar-

keit der jeweiligen Systeme konzentriert sich hauptsächlich auf die Bewertung des Umfangs 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:22020A1231(01)&from=EN
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der Praxis und der beruflichen Qualifikationen, die für die Ausübung des reglementierten 

Berufs in jeder Vertragspartei erforderlich sind, als auch auf die Abweichungen beider Sys-

teme. Je nach den Umständen kann im Rahmen einer Vereinbarung ein vereinfachtes, straf-

feres Anerkennungsverfahren vorgesehen werden oder Ausgleichsmaßnahmen eingeführt 

werden. Es bleibt abzuwarten, wie dieses System in der Praxis umgesetzt wird. Jedoch ist 

bereits spürbar, dass die künftige Erbringung von Rechtsdienstleistungen zwischen beiden 

Vertragsparteien komplexer und aufwändiger sein wird als zuvor. 

 

 

Digital Services Act   

Die Europäische Kommission hat am 15. Dezember 2020 den Digital Services Act (DSA) 

zur Förderung des digitalen Wettbewerbs und zum Schutz der Bürger vor Online-Schäden 

vorgestellt. Großen Online-Plattformen wie Google, Amazon und Facebook sollen mit den 

Vorschlägen neue Grenzen und Verpflichtungen hinsichtlich der Kontrolle von Inhalten auf 

ihren Plattformen und der Interaktion mit ihren Geschäftsbenutzern auferlegt werden. 

  

Der DSA soll die Entfernung illegaler Inhalte erleichtern und die Grundrechte der Nutzer/in-

nen – darunter die Redefreiheit – im Internet schützen. Außerdem schlägt die Kommission 

eine strengere Beaufsichtigung von Online-Plattformen vor, insbesondere von Plattformen, 

die mehr als 10 % der EU-Bevölkerung erreichen. 

Zusammengefasst schlägt die Kommission vor: 

• Maßnahmen zur Bekämpfung illegaler Waren, Dienstleistungen oder Inhalte im 

Internet mit einem Mechanismus, der Nutzer*innen das Kennzeichnen solcher In-

halte erlaubt und Plattformen die Zusammenarbeit mit „vertrauenswürdigen Hinweis-

gebern“ ermöglicht 

 

• Neue Vorschriften für die Rückverfolgbarkeit gewerblicher Nutzer*innen auf 

Online-Marktplätzen, um Verkäufer illegaler Waren leichter aufspüren zu können 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020PC0825&from=DE
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• Wirksame Schutzvorkehrungen für die Nutzer*innen mit der Möglichkeit, Ent-

scheidungen der Plattformen zur Moderation von Inhalten anzufechten 

 

• Erhöhung der Transparenz von Online-Plattformen in unterschiedlichen Berei-

chen, unter anderem bei verwendeten Algorithmen 

 

• Verpflichtungen für sehr große Plattformen, den Missbrauch ihrer Systeme zu 

verhindern, indem sie risikobasierte Maßnahmen ergreifen und ihr Risikomanage-

mentsystem von unabhängiger Seite prüfen lassen 

 

• Zugriff für die Forschung auf die Kerndaten größerer Plattformen, um das Fort-

schreiten von Online-Risiken nachvollziehen zu können 

 

• Eine Beaufsichtigungsstruktur, die der Komplexität des Online-Raums gerecht 

werden soll. Dabei sollen die Mitgliedstaaten von einem neuen Europäischen Gre-

mium für digitale Dienste unterstützt werden. Bei sehr großen Plattformen soll die 

Kommission eine erweiterte Überwachung und Durchsetzung übernehmen. 

 

Das Europäische Parlament und die Mitgliedstaaten werden die Vorschläge der Kommis-

sion im Rahmen des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens erörtern. Falls die neuen Vor-

schriften angenommen werden, gelten sie unmittelbar in der gesamten EU, da es sich um 

einen Verordnungsvorschlag handelt. 

 

Die Vizepräsidentin der Kommission, Margrethe Vestager, erklärte jedoch selbst, es könne 

zwei Jahre dauern, bis der DSA in Kraft trete. Jetzt seien das Europäische Parlament und 

die 27 Mitgliedsstaaten am Zug. Die Mitgliedsstaaten scheinen bereits uneins darüber zu 

sein, ob der Digital Services Act auch schädliche, aber legale Inhalte wie Desinformation 

enthalten soll. Auch mit dem Widerstand der Big-Tech-Companies ist zu rechnen. 
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EP verabschiedet Entschließung zum Dienstleistungsbinnenmarkt  

 
Das Europäische Parlament hat am 20. Januar 2021 auf Basis des sogenannten Lok-

kegaard-Berichts eine Entschließung zur Zukunft des Dienstleistungsbinnenmarkts ange-

nommen. Dafür votierten 462 Abgeordnete, dagegen stimmten 120 Abgeordnete, 108 Ab-

geordnete enthielten sich. Im Bericht werden die Mitgliedsstaaten dazu aufgerufen, unver-

hältnismäßige Hindernisse für den freien Dienstleistungsverkehr zu lockern.  

 

Der Bericht kritisiert unter anderem, dass ungerechtfertigte regulatorische Beschränkungen 

für die Anbieter von Dienstleistungen, die Verbraucher um Wahlmöglichkeiten und Unter-

nehmer um Chancen bringen. Der Bericht verweist auf die besondere Rolle Freien Berufe 

beim Schutz des öffentlichen Interesses und betont gleichzeitig, dass diese nicht zur Auf-

rechterhaltung ungerechtfertigter nationaler Dienstleitungsmonopole genutzt werden soll-

ten. Jedoch konnten – u.a. durch das Engagement der BStBK – gegenüber dem ursprüng-

lichen Berichtsentwurf Verbesserungen erzielt werden.  

 

So hatte etwa der Berichtsentwurf noch suggeriert, dass nationale (Berufs-)Regulierungen 

grundsätzlich negativ seien oder behauptet, die Geltendmachung übergeordneter Gründe 

des Allgemeininteresses dienten in der Regel lediglich der Marktabschottung. Beides ist in 

dieser Pauschalität im Text nun nicht mehr zu finden.  

 

Die Kommission wird dazu aufgefordert, die Um- und Durchsetzung der Dienstleistungs-

richtlinie 2006/123/EG zu evaluieren und überarbeitete Erläuterungen zur Richtlinie vorzu-

legen. Auch zur Richtlinie 2018/958/EU, die eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Einfüh-

rung neuer Berufsreglementierungen vorsieht, sollen Leitlinien herausgegeben werden. 

 

 

 

 

 
 

https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-9-2020-0250_DE.html
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Steuerrecht 

Portugal übernimmt die EU-Ratspräsidentschaft  
 
Das Unter dem Motto "Zeit zu liefern: ein fairer, grüner und digitaler Aufschwung" hat Por-

tugal am 1. Januar 2021 die sechsmonatige Ratspräsidentschaft der EU von Deutschland 

übernommen. Das offizielle Arbeitsprogramm der portugiesischen Regierung konzentriert 

sich unter anderem auf den Wiederaufbau der europäischen Wirtschaft sowie die digitale 

Transformation.  

Im Bereich der Steuerpolitik steht die EU-Digitalsteuer ganz oben auf der Prioritätenliste. 

Dabei hat sich Portugal die Grundsätze der Fairness und Steuereffizienz auf die Fahnen 

geschrieben.  

Mehrere Europaabgeordnete hatten die deutsche Ratspräsidentschaft im November 2020 

in einem Brief aufgefordert, das Thema des öffentlichen Country-by-Country-Reporting von 

Unternehmen auf die Tagesordnung zu setzen, jedoch ohne Erfolg. Nun scheint sich die 

portugiesische Regierung des Themas angenommen zu haben. Die Abgeordneten hatten 

in ihrem Brief geäußert, eine Mehrheit für diesen Richtlinienvorschlag sei in Reichweite.  

Außerdem soll laut Programm der Aktionsplan der EU zur Verhinderung von Geldwäsche 

und Terrorismus-Finanzierung konsequent umgesetzt werden. 

In Bezug auf die Umweltbesteuerung wird darauf hingewiesen, dass die Energiesteuerricht-

linie stärker auf die Ziele des „Green Deal“ ausgerichtet werden soll. Insgesamt will die por-

tugiesische Ratspräsidentschaft den Übergang zu einer wettbewerbsfähigen und klimaneut-

ralen Wirtschaft erleichtern und ein nachhaltiges Wachstum fördern. 

 

 

 

 

https://www.2021portugal.eu/media/e0rjnvdj/programme-for-the-portuguese-presidency-of-the-council-of-the-european-union-en.pdf
https://drive.google.com/file/d/1pmsd-EuEv3Zz56Z6r3p7pLRoTuh1pgT6/view
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EU-Digitalsteuer: Kommission startet Konsultation 

 
Die Europäische Kommission hat am 19. Januar 2021 eine breite öffentliche Konsultation 

zur Einführung einer Digitalsteuer gestartet. Mit der Konsultation will die Kommission Mei-

nungen dazu einholen, wie die Frage der fairen Besteuerung der digitalen Wirtschaft ange-

gangen werden sollte. Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der OECD-Initiative zur Neu-

ordnung des internationalen Steuerrechts möchte sie einen regulatorischen und steuerli-

chen Rahmen schaffen, um auf die Entwicklungen und Herausforderungen der digitalen 

Wirtschaft zu reagieren. Im Gegensatz zur OECD gibt es auf EU-Ebene offenbar aber auch 

Überlegungen, ob und in welchem Umfang KMUs in die Besteuerung einbezogen werden 

können.  

Der Europäische Rat hatte der EU-Kommission im Juli 2020 das Mandat erteilt, bis Juni 

2021 einen Richtlinienvorschlag vorzulegen.  

Die Pläne der OECD für eine globale digitale Steuer bestehen aus zwei Säulen. Mit der 

ersten Säule (Pillar 1) sollen die Anknüpfungspunkte für die Besteuerung, Gewinnallokati-

onsregeln und die Aufteilung von Besteuerungsrechten neu geregelt werden. Die zweite 

Säule (Pillar 2) soll sicherstellen, dass Unternehmensgewinne einer globalen Mindestbe-

steuerung unterliegen. Folglich steht die zweite Säule – anders als die erste – nicht unmit-

telbar im Zusammenhang mit der Digitalisierung der Wirtschaft. 

In ihrer Konsultation stellt die EU-Kommission u.a. mögliche Lösungswege zur Diskussion. 

Offenbar kann sie sich drei Varianten einer Digitalsteuer vorstellen:  

 

1. einen Aufschlag („top-up“) auf die Körperschaftsteuer für alle in der EU aktiven digi-

talen Unternehmen; 

2. eine (neu zu schaffende) Steuer auf Umsätze aus digitalen Geschäften in der EU;  

3. eine (neu zu schaffende) Steuer auf alle digitalen Transaktionen zwischen Unter-

nehmen in der EU (B2B).  

 

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12836-Digital-Levy/public-consultation
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Die zweite Variante knüpft scheinbar an den Richtlinienvorschlag vom 22. März 2018 an, 

auf den sich die Mitgliedsstaaten aber letztlich nicht einigen konnten. Die dritte Variante 

weist Parallelen zu dem OECD-Vorschlag zur ersten Säule auf.  

Die Konsultation läuft bis zum 12. April 2021. 

 

 

Mehr Durchführungsbefugnisse für die Kommission im Bereich der 

Mehrwertsteuer?  

 
Am 18. Dezember 2020 hat die Europäische Kommission ihren Vorschlag zur Aktualisierung 

des Entscheidungsprozesses für die Auslegung der Mehrwertsteuerregeln veröffentlicht. 

Der Vorschlag, der Teil des Aktionsplans der Kommission vom 15. Juli 2020 ist, konzentriert 

sich auf die Änderung der Mehrwertsteuerrichtlinie. Der EU-Mehrwertsteuerausschuss, in 

dem die nationalen Behörden und die Kommission vertreten sind, soll sicherstellen, dass 

die EU-Mehrwertsteuervorschriften in der ganzen Union einheitlich angewendet werden. 

Derzeit hat er jedoch nur eine „beratende“ Funktion. Durch diese Initiative soll der Mehr-

wertsteuerausschuss zu einem „Komitologieausschuss“ werden. Damit würde die Kommis-

sion in die Lage versetzt, mit Zustimmung des Mehrwertsteuerausschusses Durchführungs-

vorschriften zu bestimmten, genau definierten Aspekten der Mehrwertsteuer zu erlassen. 

Dies soll die EU-Beschlussfassung in Mehrwertsteuerfragen vereinfachen. 

 

Außerdem hat die Kommission am 22. Oktober 2020 einen Fahrplan zur Überprüfung der 

Mehrwertsteuerregeln für Finanz- und Versicherungsdienstleistungen vorgelegt. Nach An-

sicht der Kommission sind die Vorschriften zur Mehrwertsteuerbehandlung von Finanz- und 

Versicherungsdienstleistungen von 1977 veraltet. Die Kommission hält die derzeitigen Vor-

schriften für komplex und schwierig anzuwenden, da sie mit den Entwicklungen neuer 

Dienstleistungen in der Finanzindustrie (d.h. Fintech-Dienstleistungen einschließlich Kryp-

towährungen und E-Geld) nicht im Einklang sind. Es ist anzumerken, dass die Kommission 

bereits 2007 eine Überarbeitung dieser Regeln vorgeschlagen hatte, die Diskussionen je-

doch auf Ratsebene blockiert und die Vorschläge 2016 zurückgezogen wurden. 

 
 

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12612-VAT-new-implementing-powers-for-the-Commission
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12612-VAT-new-implementing-powers-for-the-Commission
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12671-Review-of-the-VAT-rules-for-financial-and-insurance-services
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12671-Review-of-the-VAT-rules-for-financial-and-insurance-services
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Sonstiges  

ETAF Konferenz: Rolle der Steuerberater bei Steuer-Compliance 

 
Am 1. Dezember 2020 veranstaltete die ETAF ihre zweite Steuerkonferenz von 2020. Ge-

rassimos Thomas (Generaldirektor der GD TAXUD, Europäische Kommission) und Paul 

Tang (MdEP und Vorsitzender des FISC-Ausschusses) diskutierten mit dem Präsidenten 

der ETAF, Philippe Arraou, über die Rolle der Steuerberater bei der Stärkung der Steuer-

Compliance. Philippe Arraou eröffnete die Konferenz und betonte die Bedeutung der Ein-

haltung von Steuervorschriften während der aktuellen Wirtschaftskrise und wie die Einhal-

tung von Steuervorschriften der allererste Schritt in Richtung einer fairen Besteuerung sei.  

 

Gerassimos Thomas hob die Bemühungen der Europäischen Kommission hervor, einen 

vereinfachten Steuerrahmen zu schaffen, um den Steuerzahlern einfachere Instrumente zur 

Einhaltung ihrer jeweiligen Steuersysteme zur Verfügung zu stellen.  

Paul Tang machte auf die Rolle der Steuerberater aufmerksam, die bei der Einhaltung von 

Steuervorschriften eine große Rolle spielen und zwar vor allem regulierte Steuerberater, 

was nicht in jedem Mitgliedsstaat der Fall sei. Das Gespräch berührte viele Themen, ein-

schließlich des möglichen Einsatzes digitaler Technologien zur Unterstützung der Steuer-

konformität und der nächsten EU-Initiative zur Unternehmensbesteuerung (einschließlich 

der Besteuerung der digitalen Wirtschaft). Die drei Diskussionsteilnehmer erörterten auch 

die Möglichkeit einer künftigen Verlagerung hin zu einer Abstimmung mit qualifizierter Mehr-

heit des Rates in Steuerpolitik und eine wachsende Verantwortung des Europäischen Par-

laments in diesem Bereich. 

 

ETAF- Generalversammlung  

 

Am 10. Dezember 2020 nahmen BStBK-Vizepräsident Volker Kaiser und Geschäftsführer 

Michael Schick an der digitalen ETAF-Generalversammlung teil. Die ETAF-Mitglieder be-

stätigten die Aufnahme der ungarischen Partnerorganisation MOKLASZ rückwirkend zum 

1. Juli 2020 als Vollmitglied. Neben dem Haushalt, der einstimmig angenommen wurde, 
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stand die Strategie für das Jahr 2021 im Fokus der Versammlung. Die Mitglieder sprachen 

sich dafür aus, weiterhin digitale Konferenzen zu organisieren, solange die Corona-Pande-

mie keine Präsenzveranstaltungen erlaubt.  
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